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A. Einleitung und Problemaufriss

Seit mehr als 100 Jahren sind die gesetzlichen Regelungen zum schuldrechtlichen
Vorkaufsrecht nahezu gleich geblieben. Selbst die grundlegendeModernisierung des
Schuldrechts im Jahre 20021 hat bis auf wenige sprachliche Anpassungen und eine
neue Paragraphenzählung keine inhaltlichen Veränderungen gebracht. So liegt die
Vermutung durchaus nahe, sämtliche Rechts- und Anwendungsfragen rund um das
schuldrechtliche Vorkaufsrecht seien inzwischen durch das wissenschaftliche
Schrifttum und die obergerichtliche Rechtsprechung identifiziert und einer gebüh-
renden Aufarbeitung zugeführt worden. In dieser Erwartung wird nur allzu bald
enttäuscht, wer sich dem Studium der gesellschaftsrechtlich geprägten Erschei-
nungsformen des Vorkaufsrechts zuwendet. Darunter sind all diejenigen Gestal-
tungen zu verstehen, in denen eine personen- oder kapitalgesellschaftliche Beteili-
gung zum Vorkaufsgegenstand erhoben wird. Um die Worte von Assmann/Sethe2

aufzugreifen, beschreibt der in diesem Sinne „gesellschaftsrechtliche Vorkauf“ ein
Terrain, dessen rechtsdogmatische Problemdichte und tatsächliche Verbreitung „auf
eigenartige Weise mit seiner fehlenden Wahrnehmung als Praxisproblem, seiner
unzureichenden theoretischen Durchdringung und seiner lückenhaften kautelarju-
ristischen Bewältigung kontrastiert“. Im Folgenden soll der Versuch unternommen
werden, diesemMissstand abzuhelfen und ein in Breite und Tiefe angemessenes Bild
des gesellschaftsrechtlichenVorkaufs zu zeichnen. AufGrundlage eines allgemeinen
Überblicks über die historisch-systematischen Zusammenhänge und den dogmati-
schen Standort des Vorkaufsrechts (dazu unter B.) sowie einer Darstellung der
Charakteristik einer Gesellschaftsbeteiligung als Gegenstand des (Vorkaufs-)
Rechtsverkehrs (dazu unter C.) müssen dafür insbesondere diejenigen Fragenkreise
erhellt werden, in die Praxis und Lehre bislang nur unzureichend vorgedrungen sind
(dazu unter D.).

Das Gesellschaftsrecht hat sich im Laufe der Zeit als eine Anwendungsdomäne
des Vorkaufsrechts erwiesen. Dort bietet es eine effiziente und flexible Möglichkeit,
die Übertragbarkeit personen- und kapitalgesellschaftlicher Mitgliedschaftsrechte
den individuellen Bedürfnissen der Beteiligten anzupassen. Generell hat sich das
Vorkaufsrecht neben den rein verfügungsbeschränkenden Vinkulierungsklauseln zur
Wahrung sogenannter Abwehr- und Erwerbsinteressen etabliert; im Detail ist die zu
seiner individual- oder gesellschaftsvertraglichen Bestellung führende Motivation
der Vorkaufsparteien aber äußerst variabel. Nichtsdestoweniger – und diesen Schritt
lassen thematisch einschlägige Abhandlungen mitunter vermissen – ist eine dezi-

1 Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26.11.2001 (BGBl. I, S. 3138).
2 Assmann/Sethe, in: FS Zöllner 1999, 3, 3.



dierte Herausarbeitung der Vorkaufsinteressen und deren gesellschaftsformspezifi-
sche Akzentuierung im Zuge einer sachgerechten Lösung auftretender Zweifels-
fragen unerlässlich.

Auf der dadurch geschaffenen Auslegungsgrundlage kann dann die vorkaufs-
rechtliche Relevanz von mitunter typisch gesellschaftsrechtlichen Einwirkungen auf
die verhaftete Mitgliedschaft bestimmt werden. Probleme bereitet in diesem Zu-
sammenhang nicht nur die Einordnung von Geschäften, die – wie beispielsweise die
Einbringung eines Gesellschaftsanteils als Sacheinlage – zu einer Änderung der
Anteilsinhaberschaft führen, sondern auch die zutreffende Erfassung bloßer An-
teilsbelastungen und -bindungen, etwa durch den Abschluss von Pool- oder
Stimmrechtsverträgen. Befragt man das rechtswissenschaftliche Schrifttum ferner
nach den Konsequenzen eines Anteilsverkaufs, den der Vorkaufsverpflichtete in-
nerhalb einer Rechtsgemeinschaft durchzuführen gedenkt, der er selbst angehört,
bleibt ebenfalls Vieles im Unklaren. Je weiter man dabei den Kreis der rechtlichen
Gemeinschaft zieht, d.h., über rein gesellschaftsinterne Verkäufe hinaus auch solche
innerhalb eines Konzerns oder einer Unternehmensgruppe hinterfragt, desto mehr
schwinden überzeugende Lösungsansätze.

Auch an anderer Stelle fordern die durch das Gesellschaftsrecht gegenüber dem
allgemeinen Schuldrecht nochmals erweiterten Gestaltungsspielräume ihren Tribut.
Sie bieten Anteilsinhabern, die bestrebt sind, die im Verkaufsfalle lästige vor-
kaufsrechtliche Bindung abzustreifen, ein beachtliches Repertoire an zielführenden
Übertragungsarten und -bedingungen. So hat kaum ein anderes Rechtsinstitut in
vergleichbarer Weise Umgehungsversuche und Ausübungen im Grenzbereich seiner
gesetzlichen und vertraglichen Voraussetzungen erfahren wie die verschiedenen
Formen gesellschaftsrechtlicher Vorkaufsrechte3. Um den typischen Konflikten zu
begegnen, die eine vom Vorkaufsrecht „bedrohte“ Anteilsveräußerung mit sich
bringt, ist dem in der Peripherie des Vorkaufsfalles anzusiedelnden Dogma von
Umgehungs-, Vereitelungs- und Erschleichungsschutz besonderes Augenmerk zu
widmen.

Zu den zentralen Problemen gehört in diesem Kontext die vorkaufsrechtliche
Behandlung sog. Paketverkäufe. Ist ein Vorkaufsrecht auf gesellschaftsvertraglicher
Ebene wechselseitig ausgestaltet, stellt sich die Frage, welche Befugnisse es seinen
Inhabern vermittelt, wenn mehrere Gesellschafter ihre Anteile zur gemeinsamen
Veräußerung bündeln, um damit einerseits dem Erwerber eine quotal möglichst si-
gnifikante Beteiligung anbieten und im Gegenzug einen erhöhten Kaufpreis erzielen
zu können. Die Auflösung des Widerstreits zwischen dem Interesse der Vorkaufs-
berechtigten an einer isolierten, d.h. auf einzelne der paketweise verkauften Anteile
beschränkten Rechtswahrnehmung und dem Interesse der Erstvertragsparteien an
der Erhaltung der gewollten rechtlichen und wirtschaftlichen Einheit ihres Ge-

3 Westermann, in: FS Wiedemann 2002, 1349, 1349; angedeutet bereits durch die Dar-
stellungen von Westermann/Klingberg, in: FS Quack 1991, 545 ff.; Grunewald, in: FS Gern-
huber 1993, 137 ff.; Hueck, in: FS Larenz 1973, 749 ff.

A. Einleitung und Problemaufriss14

http://www.duncker-humblot.de


schäfts, bereitet in Ermangelung einer eindeutigen gesetzlichen Regelung derartiger
Fallgestaltungen erhebliche Schwierigkeiten.

Einen Schwerpunkt der Untersuchung markiert eine Thematik, die selbst unter
den ohnehin vernachlässigten Aspekten des gesellschaftsrechtlichen Vorkaufs auf-
fallend wenig Niederschlag in der gerichtlichen Entscheidungspraxis und dem
rechtswissenschaftlichen Schrifttum gefunden hat. Es handelt sich um die Begrün-
dung eines angemessenen Informationsinstrumentariums des an einer Gesell-
schaftsbeteiligung Vorkaufsberechtigten. Hat sich der Vorkaufsverpflichtete mit
einem Dritten über den Verkauf der verhafteten Gesellschaftsbeteiligung vertraglich
geeinigt, sieht § 469Abs. 1 BGB lediglich eine „Mitteilungspflicht“ über den Eintritt
des Vorkaufsfalles vor, worunter die ganz herrschende Meinung eine bloße Anzeige
des Vertragsinhalts versteht. Schon auf den ersten Blick erscheint es für den Vor-
kaufsberechtigten misslich, nicht am erstvertraglichen Informationsaustausch teil-
nehmen zu dürfen. Tatsächlich geht das Dilemma noch tiefer: Die nur fragmenta-
rische Berücksichtigung von Informationsinteressen im vorkaufsrechtlichen Nor-
menkomplex – sollte sie tatsächlich abschließend sein – droht das Vorkaufsrecht als
Erwerbsprivillegierung faktisch zu entwerten. Während die Parteien des Erstkaufs
den Vertragsschluss in der Regel akribisch vorbereitet und umfassende Wirt-
schaftlichkeitskalkulationen angestellt haben, wird dem Vorkaufsberechtigten
scheinbar eine Entscheidung auf offenkundig defizitärem Kenntnisstand über das
Zielobjekt zugemutet. Es drängt sich die Frage auf, wer auf dieser Grundlage und im
Wissen um ein mitunter erhebliches Transaktionsvolumen sein Vorkaufsrecht aus-
üben soll? Will man den Status des Vorkaufsrechts als institutionalisiertes Vor-
zugsrecht im Gesellschaftsrecht aufrechterhalten, ist eine vertiefte Auseinander-
setzung mit der dogmatischen Herleitung, dem Umfang und den Grenzen der In-
formationsrechte des Vorkaufsberechtigten also dringend geboten.

Schließlich verdient das in der kapitalgesellschaftlichen Praxis anzutreffende
Zusammenspiel von satzungsmäßigen Vorkaufsrechten und Vinkulierungsklauseln
Beachtung. Durch die rechtstechnisch verschiedeneWirkweise beider Institute – das
Vorkaufsrecht ist rein schuldrechtlicher Natur, während die Vinkulierung eine
dingliche Verfügungsbeschränkung erzeugt – entstehen gewisse Synchronisations-
schwierigkeiten, wenn die Mitgesellschafter trotz Nichtwahrnehmung des Vor-
kaufsrechts die Durchführung des Erstvertrags blockieren oder wenn das Vor-
kaufsrecht im erstvertraglichen Genehmigungsverfahren schlicht übergangen wird.
Klärungsbedürftig ist insbesondere der Einfluss der gesellschafterlichen Treuebin-
dung auf eine derart gestufte Legitimation der Anteilsveräußerung.
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